
      



In dieser 03 1961 Ausgabe des GG im Reklam Heft
stehen die entscheidenden Tatsachen im Vorwort:

derselbe Parlamentarische Rat hat festgestellt, daß 
das GG für die BRD von ihm, also von sich selbst, 
beschlossen worden war und NICHT vom Volk 
durch einen Volksentscheid angenommen worden 
war, sondern von der Vertretung - also den 
Länderparlamenten, aus denen sich die „Väter des 
Grundgesetzes“ rekrutierten.

Wiederum derselbe Parlamentarische Rat, der das 
GG für die BRD beschlossen hat, hat eben dieser  
Parlamentarische Rat das GG ausgefertigt und 
verkündet.

Dabei ist aber ein Parlamentarischer Rat keine 
verfassunggebende Versammlung und setzt sich 
nicht aus direkt vom Volk beauftragte / gewählte 
Delegierten zusammen.
Dies ist jedoch die Grundvoraussetzung zur 
Schaffung eines Verfassungsstaates - allein auf 
diesem basierend kann ein Rechtsstaat entstehen
=> sofern eine tatsächliche Gewaltenteilung - mit 
vom Volke stammenden hoheitlichen Befugnissen - 
installiert wird.



Lest bitte ganz genau: laut Präambel hat sich 
das Deutsche Volk dieses GG beschlossen.
Tatsächlich war dies jedoch der Parlamen-
tarische Rat ------- außer dieser „Rat“ ist das 
Deutsche Volk ( Eigenname ).

Der GG Art. 146 adressiert das tatsächliche  
deutsche Volk. Die BR ( es steht hier nicht 
BRD !! ) sei identisch mit dem debellierten 
Deutschen Reich - dabei erstreckt sich das 
deutsche Volk auf das gesamte dismem-
brierte Reich ---- bei gleichen Begriffen ist  
zwischen staatlicher (Verfügungs)Gewalt 
und dem Raum mit demselben Namen zu 
unterscheiden; für mich ist BR ohne Zusatz 
D die scheinstaatliche personelle Verfü-
gungsgewalt ohne scheinstaatliche Gebiets-
hoheit.



S 4 (1) ist eine klare Lüge, denn es war ja das Deutsche
Volk und nicht das deutsche Volk; auch die WRV war 
nie eine völkerrechtlich gültige Verfassung.

Wenn nun die WRV durch das nationalsozialistische 
Staatsrecht überlagert worden war, fehlte jedem 
nationalsozialistischen Gesetz die Rechtsbasis - das 
Fundament durch eine Verfassung ! 
--- also konnte nie irgendein nationalsozialistisches 
Gesetz je Rechtskraft erlangen - weder die Justizbei-
treibungsordnung, noch die Einkommensteuer oder die 
Anwaltspflicht = Verbot der Rechtsberatung durch 
Nichtanwälte. Die Debellatio erfolgte durch die 
Dismembratio und wurde gefestigt durch die oberste 
Regierungsgewalt der Alliierten. Eine deutsche 
hoheitliche Gewalt hat es nie mehr seit 1849 gegeben - 
erst recht nicht nach 1945, da die Ministerpräsidenten 
von den Alliiertengenerälen eingesetzt worden waren 
und jede andere Verwaltung verboten worden wäre 
( siehe die nutzlosen Demonstrationen ).
Was haben wir - korrekt S. 5: Grundgesetz als Verwal-
tungsgesetz für eine einheitliche Verwaltung  des 
Besatzungsgebietes - es war nie mehr und kann 
mangels einer verfassunggebende Versammlung     
auch nie mehr werden.



Gemäß Prof. Dr. Friedrich Berber ist es nicht 
zulässig, daß eine Besatzung die Regierung des 
Feindstaates absetzt ( genau 4 Jahre zuvor Dönitz 
23.5.45 ), Regierungen einsetzt und Länder neu 
bildet ( S. 6 Neuregelung von Ländergrenzen ).  
Die Neubildung von Ländern ist erst nach dem 
Friedensschluß möglich.
Diese von den Alliierten eingesetzte Regierungen 
sind nicht einmal de-facto Regierungen ( Zitat 
Prof. Dr. Friedrich Berber „Kriegsvölkerrecht II“ ).
Schon allein aufgrund der Neuregelung von Län-
dergrenzen gibt es keine korrekte Zusammen-
setzung von Landtagen ( durch eine nichtige 
Zusammenlegung von Mittel- und West Dtl. auch 
keine korrekte Zusammensetzung eines Bundes-
tags / -rats ).

Korrekt wird auf S. 7 die Unzuständigkeit der BR 
für Berlin und Deutschland als Ganzes hingewie-
sen - eine Folge der Dismembratio.

 



Rede des Abgeordneten Carlo Schmid im Parlamentarischen Rat, 8. September 1948:
„Die Gesamtstaatsgewalt wird .. durch den Kontrollrat im ganzen und durch die
Militärbefehlshaber in den einzelnen Zonen ausgeübt. Durch diese Treuhänderschaft
von oben ... Die Hoheitsgewalt in Deutschland ist also nicht untergegangen; sie hat
lediglich den Träger gewechselt, indem sie in Treuhänderschaft übergegangen ist.“
       Resümee: eingedenk des Potsdamer Protokolls gab es nie eine Volksvertretung,
sondern immer nur eine Interessenvertretung der Alliierten Okkupationsmächte, den
Kriegsgegnern des deutschen Volkes, durch nicht einmal de-facto Regierungen in
einer scheinstaatlichen Treuhandverwaltung ohne Hoheits-, Staats- oder verfassungbasierende Vertretungsrechte - über den heutigen Tag hinaus.


